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Die Durchsetzung der anteiligen 
Vergütungszahlung für Teilzeit-
beschäftigung ist das Ergebnis 
jahrelanger rechtlicher Auseinan-
dersetzungen mit Unterstützung 
des GEW-Rechtsschutzes. Nach-
dem bereits im Jahr 2000 erreicht 
werden konnte, dass teilzeitbe-
schäftigte Angestellte Anspruch 
auf anteilige Vergütung für jede 
geleistete Mehrarbeitsunterrichts-
stunde haben, setzte die GEW die-
sen Anspruch auch für die teilzeit-
beschäftigten Beamten durch. Im 
Dezember 2007 gelang der Durch-
bruch beim Europäischen Ge-
richtshof, im März 2008 entschied 

das Bundesverwaltungsgericht 
im GEW-Rechtsschutzverfahren 
zugunsten der stundenanteiligen 
Besoldung für die teilzeitbeschäf-
tigten Beamten. Diese Entschei-
dung ist national und somit auch 
für Baden-Württemberg bindend. 
Auch rückwirkend für das Jahr 
2007 konnten die Kolleg/innen 
ihre Ansprüche geltend machen.
 
Das Kultusministerium hat mit 
den Umsetzungsregelungen eine 
sog. Bagatellgrenze unvergüteter 
Stunden eingeführt. Auch dage-
gen sind inzwischen Verfahren mit 
Unterstützung des GEW-Rechts-
schutzes anhängig.

In Zeiten von Internet-Kriminalität, Internet-Mobbing und Daten-
schutzskandalen beziehen GEW-Personalräte Stellung für den Schutz 
personenbezogener Daten von Beschäftigten.
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wahlen 2010
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Keine Pension mit 67
Arbeit von FrauenErfolge, die sich se-

hen lassen können!

Erfolge für Fachlehrer/innen 
und Technische Lehrer/innen durch die GEW

Streiks in den Schulen?

GEW für eine Datenschutzkultur an Schulen

Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft
Baden-Württemberg

In mehreren Spitzengesprächen zu Fragen der Dienstrechtsreform konnte der Sonderweg 
für die Beamtinnen und Beamten im Land bei der Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
abgewendet werden. 

Der Bildungsbereich ist bei den Haushaltskürzungen glimpflich da-
von gekommen. Aber die Landesregierung gibt das knappe Geld für 
fragwürdige Imagepflege aus.

Liebe Wählerin, lieber Wähler,Tarifliche Anrechnung des Re-
ferendariats auf die Dauer der 
Stufenlaufzeit. Vorbereitungs-
dienst bzw. Referendariat werden 
für die Dauer der Stufe 1 berück-
sichtigt.  Damit kommen Neuein-
gestellte bereits nach 6 Monaten 
anstatt erst nach einem Jahr in die 
deutlich höhere Stufe 2.

GEW-Personalräte erreichten be-
zahlten Urlaub für befristet Be-
schäftigte. Befristet Beschäftigte 
erhalten den ihnen zustehenden 
bezahlten tariflichen Urlaub ver-
gütet, wenn der befristete Vertrag 
zu wenige Ferienabschnitte enthält. 

Korrekte Bezahlung von teilzeit-
beschäftigten Angestellten dank 
GEW-Rechtsschutz. In einer 
Vielzahl von Rechts-Verfahren 
erkämpfte die GEW die europa-
rechtskonforme Bezahlung der 
Teilzeitbeschäftigten. D. h. sie er-
halten anteilige Bezahlung anstel-
le des MAU-Stunden-Satzes.

Unermüdlicher Einsatz der 
GEW - Fachgruppe Fachlehrer/
innen und Technische Lehrer/
innen! Die GEW konnte für die-
jenigen, die vor Inkrafttreten des 
TVL ihre Ausbildung begonnen 
hatten, eine wesentlich besse-
re Einstufung und damit höhere 
Bruttoverdienste erreichen. In 
einer beispiellosen politischen 
Aktion gelang es erneut, eine 
Vertrauensschutzregelung für 
diejenigen zu erreichen, die ihre 
Ausbildung vor der Neurege-
lung begonnen hatten.

Aufstiegslehrgang für Sozial
pädagog/innen – Gleichstellung 
erreicht! Die GEW hat erreicht, 
dass Sozialpädagoginnen an 
Berufsschulen mit zwei wissen-
schaftlichen Fächern entweder 
verbeamtet werden können und/
oder dass sie nach einer Befähi-
gungsfeststellung über den Auf-
stiegslehrgang oder den normalen 
Bewährungsaufstieg in den höhe-
ren Dienst gelangen können. 

Altersermäßigung: Zeit statt 
Geld! Teilzeitbeschäftigte Ange-
stellte erhalten die Altersermä-
ßigung ab dem 58. Lebensjahr 
anteilig entsprechend ihrem De-
putat. Rechnerische Bruchteile 
bis 0,5 werden als Zeit gewährt, 
Bruchteile geringer als 0,5 Stun-
den werden finanziell abgegolten. 
Bisher konnten nur ganze Stun-
den als Zeit in Anspruch genom-
men werden. Die GEW hat sich 
dafür eingesetzt, dass auch Teil-
zeitbeschäftigte Kolleg/innen die 

Altersermäßi-
gung als zeitli-
che Entlastung 
erhalten.

Die Fähigkeit und die Bereit-
schaft zur Anwendung des Streik-
rechts ist ein zentrales Merkmal 
von Gewerkschaften. Historisch 
gesehen mussten alle wichti-
gen Fortschritte im Bereich der  
Arbeits- und Vergütungsbedin-
gungen von Arbeitnehmern/
innen durch Arbeitskämpfe 
oder durch die glaubwürdige 
Drohung mit Arbeitskämpfen 
durchgesetzt werden. Aber nicht 
nur Verbesserungen, auch die Ab-
wendung von  Verschlechterun-
gen von Standards erfordert ggf. 
einen Streik oder eine Streikan-
drohung.

Wo spielt Datenschutz an der 
Schule eine Rolle? Überall, wo 
personenbezogene oder perso-
nenrückführbare Daten verarbei-
tet werden, z.B. bei Stunden- und 
Vertretungsplänen, Schulverwal
tungsprogrammen, Klassenbü-
chern, Fotos, Kollegiumslisten, 
Lern- und Kommunikations-
plattformen, Schulhomepages, 
speicherfähigen Kopierern, bei 
der Einführung von elektroni-
schen Schließanlagen u.ä.
Dazu kommen Notenlisten, Be-
urteilungen von Schülern, Leh-
rern oder sonstiger Personen an 

Rund zwei Drittel der Lehrkräfte 
an den Schulen Baden-Württem-
bergs sind Frauen, die meisten 
neben dem Beruf beansprucht 
durch Familienarbeit. Zusätzli-
che Aufgaben belasten sie beson-
ders stark. Frauen in der GEW 
fordern Verbesserungen der Ar-
beitsplatzbedingungen sowie den 
Abbau von Diskriminierungen:
-	 Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf darf nicht „Privatsa-
che“ bleiben! Familienarbeit ist 
Sache beider Geschlechter und 
der Arbeitsplatz ist entspre-
chend auszugestalten. Ein gut 
ausgebautes Ganztagesangebot 
ist dafür unabdingbar.
-	 Teilzeitbeschäftigte dürfen 
nicht diskriminiert werden. Sie 
haben eine anteilige Unterrichts-
verpflichtung, werden aber durch 

Die GEW-Vertreter/innen in den 
Personalräten setzen sich kompe-
tent und engagiert für die speziellen 
Belange der Fachlehrer/innen (FL) 
und Technischen Lehrer/innen 
(TL) ein. Wir haben uns deshalb 
für die kommende Zeit folgende 
Ziele gesetzt: 

−	�FL/TL erhalten das Deputat 
der Schulart, an der sie unter-
richten.

−	�FL/TL werden nach A 10, A 11, 
A 12 besoldet bzw. entspre-
chend nach TVL vergütet.

−	�Besonders qualifizierten FL/
TL wird der Aufstieg in das 
wissenschaftliche Lehramt er-
möglicht. 

−	�Bei der Neustrukturierung 
der Lehramtsstudiengänge im 
Rahmen des Bologna-Prozesses, 
sollen die Fachseminare einbezo-
gen werden. Der Zugang zu ei-
nem Lehramtsstudiengang muss 
weiterhin für beruflich Qualifi-
zierte (ohne Abitur) gegeben sein.

Der Bildung kam zugute, dass die 
Landtagswahlen 2011 nach Auf-
fassung des Ministerpräsidenten 
Stefan Mappus in einer schwierigen 
Situation stattfinden.
Die Menschen verstehen die 
Bildungspolitik im Lande ein-
fach nicht. Deshalb muss man 
sie besser erklären. Trotz vieler-
lei Einsparungen im Haushalt für 
2010/11 sind erstaunlicherweise 
auch zusätzliche Mittel einge-
plant – allerdings nicht für die 
Senkung des Klassenteilers in der 
Grundschule oder den Abbau des 
strukturellen Unterrichtsdefizits 
an Beruflichen Schulen oder die 
bessere Versorgung von Ganztags-
schulen oder die  Schulsozialarbeit.
 
Nein: Zusätzliche Mittel im Um-
fang von 2 Millionen sind für 
eine Informationskampagne zur 
Qualitätsoffensive Bildung im Jahr 
2010 vorgesehen, also im Jahr vor 
der Landtagswahl. 

Auch im Bereich der öffentli-
chen Schulen musste die GEW in 
den letzten Jahren immer wieder 
das grundgesetzlich geschützte 
Streikrecht in Anspruch nehmen. 
Nur so konnten zum Beispiel die 
Entgelterhöhungen für die Jahre 
2009 und 2010 durchgesetzt wer-
den, die dann auch auf die Beam-
tinnen und Beamten übertragen 
wurden.

Im Übrigen hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) 2009 in zwei Urteilen 
gegen die Türkei einem absoluten 
Streikverbot der Beamten eine 
Absage erteilt. 

Schulen, Protokolle von Konfe-
renzen und Besprechungen, Mit-
arbeitergespräche etc.

Zu beachten ist z.B., dass

-	�personenbezogene Daten nur 
erhoben oder veröffentlicht 
werden, wenn bekannt ist, wel-
chem Zweck die Daten dienen, 
dieser Zweck dienstlich not-
wendig und erlaubt ist oder die 
Betroffenen zugestimmt haben,

-	�klar ist, wo die Daten gespei-
chert werden und wer Zugriff 
darauf hat,

-	� Daten nur so lange gespeichert 

unteilbare Dienstaufgaben wie 
Konferenzen und Fortbildung 
ungleich mehr belastet als Voll-
zeitbeschäftigte. Als Ausgleich 
für Aufgaben im außerunter-
richtlichen Bereich, Vertretung 
und Mehrarbeitsunterricht for-
dern die Frauen in der GEW 
Regelungen zur Entlastung bzw. 
Bezahlung ohne Bagatellgren-
zen! Stellenzulagen sind in voller 
Höhe zu zahlen!
-	 Frauen sind weiterhin in Füh-
rungsfunktionen unterrepräsen-
tiert. Der Arbeitsplatz Schullei-
tung muss attraktiver werden! 
Unterstützungskonzepte sind 
überfällig!

Personalrätinnen setzen sich für 
den Abbau von Diskriminierungen 
aufgrund des Geschlechts ein!

Durch die aktive Unterstützung 
der vielen betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen vor Ort kön-
nen wir auf Erfolge zurückbli-
cken! Es ist uns gelungen, dass im 
Haushalt des Landes insgesamt 
300 neue Beförderungsstellen 
eingestellt wurden. Um den ka-
tastrophalen Beförderungsstau 
abzubauen, muss es hier aber 
weitergehen. 

Wir fordern deshalb vom Land-
tag, dass in einem dreijährigen 
Stufenplan die 3000 FL/TL be-
fördert werden, die sich derzeit 
im Beförderungsstau befinden. 
Wir konnten durchsetzen, dass 
im Rahmen der Dienstrechtsre-
form Beförderungsverbesserun-
gen für FL/TL festgeschrieben 
sind. Und auch für die „leben-
sälteren FL/TL konnten wir eine 
Vertrauensschutzregelung beim 
Finanzministerium erreichen. 

Der Beschluss über die Qualitäts
offensive Bildung im Sommer 
2008 sollte ein Befreiungsschlag 
für die massiv in die Kritik gera-
tene Bildungspolitik der Regie-
rung werden. Genützt hat dies 
nicht, obwohl die Qualitätsoffen-
sive durchaus positive Elemente 
enthält. Einzelmaßnahmen kön-
nen aber nur begrenzt Wirkung 
entfalten und ein bildungspoliti-

Dienstvereinbarungen gibt, auf 
die sich die Schulen - Schulleitun-
gen, Kollegien und ÖPRe stützen 
können.

Öffentliche Schulen sind für 
die Einhaltung der datenschutz-
rechtlichen Vorschriften verant-
wortlich. Im Zusammenhang mit 
Schulentwicklungsmaßnahmen 
und Evaluation an den Schulen 
ist die Entwicklung einer Daten-
schutzkultur überfällig.

Die GEW fordert das Kultusmi-
nisterium auf, gemäß dem Bericht 
des Landesdatenschutzbeauftrag-
ten die Schulleitungen daten-
schutzrechtlich besser zu betreuen 
und sie dadurch zu entlasten. 

in ganz Baden-Württemberg finden in die-
sen Wochen Personalratswahlen statt. Alle 
Beschäftigten im Kinderland wählen ihre 
Interessenvertretung. Sie entscheiden mit 
Ihrer Wahlbeteiligung auch darüber, ob die 
Personalrät/innen gegenüber der Schul- und 
Kultusverwaltung starken Rückhalt haben. 

Deshalb bitte ich Sie:

-	� Beteiligen Sie sich an der Personalratswahl und verschenken Sie 
keine Stimme!

-	� Wählen Sie die Kandidatinnen und Kandidaten der GEW und damit 
eine starke, kompetente und qualifizierte Interessenvertretung!

-	� Fordern Sie auch Ihre Kolleginnen und Ihre Kollegen zur Wahl auf 
und erinnern Sie daran: Wählen ist Bürgerpflicht!

Das Ziel der GEW ist klar: Wir brauchen verbesserte Arbeitsbedingun-
gen und eine weitere Qualitätsentwicklung im Bildungsbereich. 
Der Reformismus der Landesregierung leistet das nicht. Sehr groß 
ist die Diskrepanz zwischen politischen Willenserklärungen und dem 
Schulalltag. Reformen sind halbherzig und Stückwerk.

In der Sache klar und konsequent, im Ton verbindlich beraten wir, ver-
handeln wir in den Personalratsgremien, mit der Landesregierung, mit 
den Landtagsfraktionen, mit dem Kultusministerium und der Schulver-
waltung. Die Bilanz unserer Arbeit für die Kolleginnen und Kollegen 
fällt positiv aus. Das können Sie gerne in dieser Zeitung nachlesen. Es 
kommt nicht von ungefähr, dass unsere Mitgliederzahl seit den letzten 
Personalratswahlen um 6.000 auf mehr als 46.000 angestiegen ist. Das 
ist ein eindrucksvoller Vertrauensbeweis für unsere Arbeit.
Ich bitte auch um Ihr Vertrauen!

Mit kollegialem Gruß

GEW-Vorsitzende

sches Gesamtkonzept nicht erset-
zen. Anstatt eine Kurskorrektur 
vorzunehmen und sich auf eine 
breite, tabufreie bildungspoliti-
sche Debatte einzulassen, sollen 
2 Millionen Euro für Plakate und 
Hochglanzbroschüren verwendet 
werden. Das entspricht 40 Lehrer-
stellen. 

Es ist für die GEW völlig indis-
kutabel, dass mit Steuergeldern 
Bildungspolitik geschönt verkauft 
wird statt sinnvolle Bildungs
politik zu machen.

Werbung statt Bildungsinvestitionen

werden wie es für ihren Zweck 
notwendig ist,

-	� keine Verhaltens- und Leistungs-
kontrollen mit Hilfe automati-
sierter Datenverarbeitung statt
finden,

-	�Kolleg/innen jederzeit Auskunft 
über ihre gespeicherten Daten 
einfordern und ggf. deren Be-
richtigung oder Löschung ver-
langen können,

-	�die Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten an Stellen 
nur eingeschränkt möglich ist.

GEW-Mitglieder in den Haupt-
personalräten haben erreicht, dass 
es über Landesdatenschutzgesetz 
und Verwaltungsvorschrift hinaus 
Regelungen in Form von Rahmen-

Wählen
gehen!

Information zur Personalratswahl 2010

Thema Hauptschule

Senkung des Klassenteilers | Erhöhung der Leitungszeit für Schulleiterinnen und Schulleiter | Dienstrechtsreform: kein baden-württembergischer Sonderweg bei der Pension mit 67 | Verlängerung der Altersteilzeit für schwer behinderte Beamtinnen und Beamte | Vier Millionen Euro für Präventionsmaßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz | Streichung der leistungsbezogene Bezahlung aus dem Tarifvertrag der Länder | Gemeinsam erfolgreich Wirken | Änderung der 
Notenverordnung: Weniger Klassenarbeiten – Reduzierung der Belastung | Flexible Lebensarbeitszeit: Freistellungsjahre kumulierbar | Ausbau der festen Lehrerreserve auf 1250 Stellen | Begrenzt dienstfähige Beamte erhalten deutlich höhere Bezüge als bei Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit: Zuschlag von mindestens 220 Euro bzw. 5% der Vollzeitbezüge | Erfolgreiche Tarifauseinandersetzungen im Arbeitnehmerbereich | Dienstrechtsreform: weitgehender Verzicht 
auf ungerechte und Konkurrenz fördernde Leistungsprämien | Erfolg ist, wenn es besser wird | Für (schwer) behinderte Lehrkräfte: Kostenbeteiligung des Landes bei notwendigen Kosten zur Ausübung des Berufs, z.B.: Einbau eines Lifts, Spezialliege, Spezialstuhl, Spezialschutzschuhe | Verschlechterungen des LPVG abgewendet | Sabbatjahr: Entkoppelung der Ansparphase von der Freistellungsphase | Übertragung der Tarifergebnisse im Arbeitnehmerbereich auf die 
Beamten | Konsequente Interessenvertretung | Für 2009 und 2010 dreihundert zusätzliche Beförderungsstellen für Fachlehrer/innen und Technische Lehrer/innen | Beförderungsstellen für Fachberater/innen im gehobenen Dienst | Entlastungsstunden für die Fremdevaluation/Erfolge der GEW | Pädagogische Tage während der Unterrichtszeit weiterhin möglich | Schulleitungen wenden Bandbreitenregelung nicht an | Wegen Vorgriffstundenmodell keine Deputatserhöhun-
gen im Bereich GHRS | Durch Rückgabe der Vorgriffsstunden Neueinstellungen ermöglicht | Streichung der Altersermäßigung für alle unter 60 wurde verhindert | A 13 für 20 % der Lehrkräfte an Hauptschulen | Kompetente GEW-Personalräte | Qualifizierung der Personalrätinnen und Personalräte in GEW-Schulungen | Fremdevaluation an zu schließenden Hauptschulen ausgesetzt | Dienstrechtsreform: Ausweitung des Sonderurlaubs für Betreuung kranker Kinder | Zahl 
der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen verdoppelt | flächendeckende Durchführung der personenbezogenen Gefährdungsbeurteilung | Altersermäßigung für alle Lehrkräfte ab dem 58. Lebensjahr | Umfangreiche Entlastungen im Doppeljahrgang | Qualifizierter GEW-Rechtsschutz führt zum Erfolg | Deputatsanteilige Vergütung von MAU für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte | Verfahren gegen die in Baden-Württemberg eingeführte Bagatellgrenze 
bei MAU | Finanzämter akzeptieren wieder die Absetzbarkeit des häuslichen Arbeitszimmers | Vertrauensschutz bei Verbeamtungsgrenze 40 abgesichert | Ergebnisse des GEW-Rechtsschutzes gelten für alle betroffenen Berufsgruppen | Rücknahme des Pensionsabschlags bei Teilzeitbeschäftigten der 80er-Jahre | Erhöhung des Familienzuschlags ab dem 3. Kind um 50 Euro ab 1.1.2008 | Durchsetzung der Mitbestimmung bei der Stufenzuordnung im TV-L | Anrechnung 
des Referendariats auf förderliche Zeiten bei der Eingruppierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern | Senkung des Klassenteilers | Erhöhung der Leitungszeit für Schulleiterinnen und Schulleiter | Dienstrechtsreform: kein baden-württembergischer Sonderweg bei der Pension mit 67 | Verlängerung der Altersteilzeit für schwer behinderte Beamtinnen und Beamte | Vier Millionen Euro für Präventionsmaßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz | Streichung 

GEW und Hauptpersonalräte 
haben inzwischen die flächen
deckende Umsetzung von Gefähr
dungserhebungen der psychomen-
talen Belastungen erreicht. 2010 
wird der erste Durchgang an allen 
Schulen abgeschlossen. Doch es 
gibt noch viel zu tun, bevor sich 
positive Auswirkungen zeigen 
können. Die GEW fordert:
-	 Die Landesregierung muss 
Angebote zur Gesundheitsprä-
vention für einzelne Lehrkräfte 
jeden Alters und für ganze Kol-
legien bereit stellen. Das „Maß-
nahmenpaket“ der AG „Erhalt 
der Dienstfähigkeit“ enthält kon-
krete Vorschläge wie das Bezie-
hungscoaching von Prof. Bauer; 
Ausbau des KTM; Fortbildungen 
für Berufseinsteiger/innen.
-	 Die Schulen müssen durch 
Gesundheitsmoderator/innen und 
Auswertungsworkshops in der Er-
arbeitung wirksamer Maßnahmen 
direkt unterstützt werden.

-	 Gesundheitsprävention ist Lei-
tungsaufgabe! Gezielte Fortbil-
dungen müssen den Schulleiter/
innen Gesundheitsprävention als 
wesentliche Führungsaufgabe ver-
mitteln.
-	 Die Ergebnisse des ersten flä-
chendeckenden Durchlaufs müs-
sen sorgfältig ausgewertet werden 
hinsichtlich der Belastungsspitzen 
und der Möglichkeiten der Schu-
len, Abhilfe zu schaffen. Auch das 
Unterstützungssystem ist kritisch 
zu hinterfragen und auszubauen. 
Ein zweiter überarbeiteter Durch-
lauf muss folgen!
-	 Arbeitsplatzbezogene Gefähr-
dungsbeurteilungen sind dringend 
notwendig. Dazu muss das Land 
endlich Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit einstellen. 

Wir bleiben 
weiter dran!

Gesundheitsprävention und Arbeitsschutz!

Bessere Bezahlung von Mehrarbeit bei Teilzeit durchgesetzt!

Belastung
senken!

Dafür steht die GEW!

Qualität
bezahlen!

Dafür steht die GEW!

Bildung ist MehrWert Bildung ist MehrWertErfolgsbilanz der GEW Erfolgsbilanz der GEW Erfolgsbilanz der GEWBildung braucht eine starke Stimme Bildung braucht eine starke Stimme

Sie ist finanz- und arbeitsmarktpo-
litisch weder notwendig noch sinn-
voll. Damit wird auf dem Rücken 
der Beschäftigten gespart: im Zeit-
raum von 2012 bis 2020 voraus-
sichtlich rd. 470 Mio. Euro, insge-
samt zwischen den Jahren 2012 bis 
2029 voraussichtlich insgesamt rd. 
1,62 Mrd. Euro (Günther Oettinger 
am 15. Dezember 2009). 

Die freiwillige 
Weiterarbeit über 
die bisherige ge-
setzliche Alters-
grenze 65 hin-
aus wird sich so 
auswirken, dass 
sich die Pensions
ansprüche erhö-
hen, wenn der 
höchstmögliche 
Prozentsatz noch 
nicht erreicht ist. 
Darüber hinaus 
werden Gehalts-
zuschläge sowie 
Anteile der er-
dienten Pension 
bezahlt. Damit 
wurde die Ziel-
richtung des Vor-

schlags der GEW aufgenommen, 
einen flexiblen Ausstieg mit er-
höhter Altersermäßigung zu er-
möglichen. Mit dieser Regelung 
kann zum Beispiel jemand, der/
die bislang voll gearbeitet hat, 
zu wesentlich günstigeren Kon-
ditionen mit niedrigerem Depu-
tat weiterarbeiten.

Das reicht jedoch nicht aus. Es ist 
notwendig, Arbeitsbedingungen 
zu schaffen, die diese Weiterarbeit 
erst ermöglichen. Dazu gehören 
eine deutliche höhere Alterser-
mäßigung sowie Präventionsmaß-
nahmen, die während der gesam-
ten Dienstzeit von Lehrer/innen 
auf das Ziel der Verhinderung von 
Frühpensionierungen gerichtet 
sind. Die Ergebnisse der auf Initi-
ative der GEW im Jahr 2007 beim 
KM gebildeten Arbeitsgruppe 
liegen vor und müssen nun zügig 
umgesetzt werden.

Die GEW besteht darauf, dass 
Lehrer/innen weiterhin zum 
Schuljahresende pensioniert wer-
den, um die pädagogische Konti-
nuität innerhalb eines Schuljahres 
zu gewährleisten. 

Die Landesregierung will die Pen-
sion mit 67 analog der Renten-
regelung in achtzehn Stufen bis 
2029 einführen. Ein Sonderopfer 
der Beamt/innen hatte die GEW 
immer abgelehnt. Mehr noch: Die 
GEW lehnt – im Gegensatz zum 
Beamtenbund – sowohl die Pen-
sion als auch die Rente mit 67 ab. 



Die Werkrealschule ist ein orga-
nisatorisches Monstrum!
Als Klassenlehrer/in der Wer-
krealschule in Klasse 10 muss 
man die Schüler/innen betreuen, 
die Prüfungen organisieren und 
durchführen, muss Zeugnisse er-
stellen und mit den Lehrkräften 
der Berufsfachschule kooperie-
ren. Dieser zusätzliche Zeitauf-
wand muss ausgeglichen werden. 
Die Gymnasien haben für die 
Durchführung des Doppeljahr-
gangs G8/G9 Deputate für die 
organisatorische Bewältigung 
und die Entlastung der Kolle-
gien erhalten. Das gleiche muss 
für die Lehrkräfte an den Wer-
krealschulen gelten! 

Sein oder nicht sein - Schule 
oder nicht Schule?  
Das Kultusministerium wollte 
sich mit den Schulschließungen 
nicht die Hände schmutzig ma-
chen. Stattdessen „durften“ die 
Schulträger entscheiden, ob die 
Schule im Dorf bleibt, mit ande-
ren kooperieren kann oder ge-
schlossen werden muss. Um der 
Schließung der Hauptschule zu 
entgehen, stimmten die Gemein-
deräte oft nach dem Motto „Es 
bleibt uns ja nichts anderes übrig“ 

Die neue Werkrealschule  - eine Zumutung für die Lehrer/innen 

Der Bestand der reinen Haupt-
schulen wird sich deutlich re-
duzieren. Schließlich wird die 
Werkrealschule, an der man auch 
den Hauptschulabschluss machen 
kann, übrig bleiben. Eine unter-
schiedliche Bezahlung im Hin-
blick auf die Lehrkräfte an den 
Realschulen lässt sich so nicht 
mehr rechtfertigen. 

Die Beförderung von 20% der 
Hauptschullehrkräfte nach A13 
ist eine logische Konsequenz 
der baden-württembergischen 
Hauptschulpolitik. Die GEW-
Forderung nach A13 für alle 

Rektoren müssen sich für ihre bis-
herige Schule erneut bewerben 
Weitere Ungereimtheiten ent-
stehen dadurch, dass die „ehe-
maligen“ Hauptschulrektor/
innen nicht automatisch die 
Schulleitung übernehmen, wenn 
„ihre“ Hauptschule in eine neue 
Werkrealschule umgewandelt 
wird. Nein, viele müssen sich 
an „ihrer“ Schule neu bewerben. 
Das komplette Bewerbungsver-
fahren muss, auch mit dem Risi-
ko des Scheiterns, erneut durch-
laufen werden. Das verunsichert 
und löst berechtigte Sorgen aus. 

verwaltung mit den Betroffenen, 
sowie unter Beteiligung der Per-
sonalvertretung erfolgen müssen! 
Vor Neueinstellungen müssen 
verträgliche Lösungen für die 
vorhandenen Hauptschullehr-
kräfte gefunden werden!
Die GEW fordert zusätzliche 
Ressourcen für die Werkrealschu-
len, um die Zahl der Versetzun-
gen zu reduzieren und um den 
Neubewerber/innen eine Einstel-
lungsperspektive zu sichern. Die 
Einrichtung der Werkrealschule 
darf nicht zum Füllen des Spar-
schweins des Finanzministers 
missbraucht werden!

der Einrichtung einer Werkreal-
schule oder fast schon absurd an-
mutenden Kooperationen zu. We-
nig wurde in den Gemeinderäten 
die Konsequenzen von Entschei-
dungen unter dem Aspekt lang-
fristiger Schulentwicklung und 
Standortsicherung diskutiert, sel-
ten unter Berücksichtigung not-
wendiger alternativer Planungen. 

Versetzungswelle zum Sommer 
an den Hauptschulen
Die Folgen der Schulzusammen-
legungen und –schließungen 
tragen die Lehrkräfte: Erst zum 
Ende dieses Schuljahres werden 
die neuen Einsatzorte festste-
hen und Teilabordnungen sowie 
Versetzungen bekannt gegeben 
werden. Da Lehrerstellen wegfal-
len werden, sinken auch die Ein-
stellungschancen der derzeitigen 
Lehreranwärter/innen. Viele Leh-
reranwärter/innen, die im Februar 
ihre Ausbildung begonnen haben, 
werden zum neuen Schuljahr die 
Schule wechseln und somit unter 
erschwerten Bedingungen ihre 
Ausbildung absolvieren müssen.   

Die GEW setzt sich dafür ein, dass 
Versetzungen mit großer Sorgfalt 
und nach Rücksprache der Schul-

Hauptschullehrkräfte besteht 
weiterhin. Dies kann nur ein An-
fang sein. Im Ausschreibungs-
verfahren waren landesweit 1350 
Stellen vorgesehen. 
Unter dem Eindruck der geplan-
ten „Neuen Werkrealschule“, die 
die Schließungen und/oder Zu-
sammenlegung von Schulen un-
ter 100 Hauptschülern nach sich 
ziehen wird, haben von 281 vor-
gesehenen Schulen nicht alle eine 
Stelle ausgeschrieben. Sie gingen 
davon aus, dass ihre Schulen ge-
schlossen bzw. zusammengelegt 
werden. Klingt zunächst plausi-
bel, sie haben damit aber Kolleg/
innen an der eigenen Schule die 
Gelegenheit genommen, beför-
dert zu werden.

Die Ausgrenzung der Lehrkräfte 
an den Grundschulen in das Be-
förderungsprogramm nach A13 
ist eine große Ungerechtigkeit 
und diskriminierend. 

Informationen:	  www.gew-bw.de/hauptschule_2.html

Neuer Bildungsplan, neue Profilfächer: Neue Baustelle A13: Ein Einstieg, aber nicht für alle eine 
Beförderung

Bildung der neuen Werkreal-
schulen trennt Kollegien 
Grund- und Hauptschulen, die 
bisher eine Einheit bilden, wer-
den mit der Einführung der 
neuen Werkrealschule ausein-
andergerissen. Die Kolleginnen 
und Kollegen, die bisher zusam-
mengearbeitet haben, werden auf 
zwei Schulen verteilt. Das hat 
auch Folgen für die Leitung der 
Schulen: Bisher hatten die Kol-
leginnen und Kollegen an einer 
Grund- und Hauptschule eine 
gemeinsame Schulleitung. Jetzt 
kann der Fall eintreten, dass der/
die bisherige Schulleiter/in die 
Grundschule weiterleitet und 
Vorgesetzte/r der Grundschul-
lehrkräfte ist. Die Hauptschul-
lehrkräfte dagegen finden ihre 
Schulleitung an der Stammschule. 
Wenn die bisherige Hauptschule 
zur Außenstelle einer Werkre-
alschule wird, kann das auch im 
Nachbarort sein. Die Kolleg/in-
nen müssen dann bei allen dienst-
lichen Fragen und erzieherischen 
Problemen mit der Schulleitung 
an der Stammschule Kontakt auf-
nehmen. 

Seit dem 1. Februar ist die An-
hörungsfassung des neuen Bil-
dungsplans für die Werkreal-
schulen öffentlich zugänglich (unter 
www.bildung-staerkt-menschen.de). 
Auch Hauptschulen müssen nach 
dem „Bildungsplan 2010 Werkre-
alschule“ unterrichten. Es wird 
keinen eigenen Bildungsplan für 
die Hauptschule mehr geben.
Gelten soll  er ab dem nächsten 
Schuljahr für die Klassen 5-8, 
so dass 2012/13 erstmals die 10. 
Klassen erfasst werden.

In den Kernfächern wurden die 
Bildungspläne von 2004 nur 
leicht modifiziert, indem man die 
Inhalte des Zusatzunterrichts in 
den Kernplan integriert hat. Dies 
bedeutet allerdings eine Anhe-
bung des Niveaus. Zudem gab 
es leichte und nicht immer schü-
lergemäße Änderungen durch 
einen Abgleich mit den Bundes-
standards. Beim Fächerverbund 
WZG kommt es durch die Stun-

denkürzungen in Klasse 10 zu 
schmerzhaften inhaltlichen Kür-
zungen. Das gilt auch für MSG 
10, hier können die Schüler nur 
noch ein „Fach“ wählen.
Nicht geändert wurden die Fä-
cherverbünde MNT und WAG, 
und das trotz ihrer inhaltli-
chen Nähe zu den neuen Wahl-
pflichtfächern. Neben diesen 
klassischen Schwerpunkt der 
Hauptschule mit dem Ziel einer 
besseren beruflichen Vorberei-
tung und Orientierung treten 
nun die neuen Wahlpflichtfächer, 
die obendrein eine berufliche 
Qualifikation vermitteln sollen. 
Das ist besonders bei „Gesund-
heit und Soziales“ der Fall.

Die Profilfächer enthalten vor 
allem in „Natur und Technik“ 
völlig neue Inhalte, die es bisher 
nur an den beruflichen Schulen 
gab. Dazu gehören neben Land-
schaftspflege etwa „Bauwerke 
planen, Baustellen einrichten, 
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Umgang mit Maschinen“ oder 
„Fahrzeugherstellung planen, 
Baugruppen montieren, Messda-
ten zu Abgasminderung“. 
Es wird kaum eine Lehrkraft ge-
ben, die die notwendige Qualifi-
kation mitbringt, diese Module 
unterrichten zu können. Klar 
ist auch, dass hier ein Einfüh-
rungsnachmittag nicht genügt, da 
sind intensive Zusatzausbildun-
gen notwendig. Bei allem guten 
Willen der Fortbildungsplaner in 
der Schulverwaltung: es ist nicht 
ansatzweise erkennbar, wie bis 
zum September eine vernünftige 
Vorbereitung auf die neuen Pro-
filfächer stattfinden soll. Bei der 
Frage nach einer verbesserten 
Ausstattung der Schulen (Werk-
stätten!) haben die Gemeinden 
schon abgewinkt.
So bleibt die Befürchtung, dass 
die Profilfächer für die betroffe-
nen Kollegen und Kollegen zur 
Zumutung werden. 

Ein Lehrstück: Arbeitkraft verschwenden, Motivation zerstören
2004 führte das Land Baden-
Württemberg neue Lehrpläne ein. 
Alle Schulen mussten ein eigenes 
Schulcurriculum erstellen. Jede 
Schule wurde angehalten und er-
muntert, ihr eigenes unverwech-
selbares Schulprofil zu entwi-
ckeln. Vielerorts legten sich die 
Kollegien mächtig ins Zeug. Auch 
die Hauptschulen entwickelten 
verschiedene Schwerpunkte. Viel-
fältige, wertvolle und engagierte 
Konzeptionen sind entstanden. 
Viele Stunden Arbeit flossen in 
diese Projekte. 

Gegen den Schülerrückgang half 
das nicht. Die Hauptschulen ver-
loren und verlieren bei den Eltern 
immer weiter an Akzeptanz. 
Nun werden aus vielen Haupt-
schulen neue Werkrealschulen. 
Für die Gemeinden treten bei 
dieser Entscheidung andere Kri-
terien in den Vordergrund - die 
pädagogische Arbeit der Schule 
spielt kaum eine Rolle, ebensowe-
nig wie die Schulprofile, die päd-
agogischen Konzepte oder gar die 
Bedürfnisse der betroffenen Kol-
leginnen und Kollegen. 

Der bauliche Zustand der Schul-
gebäude oder die Verwendung der 
Schulräume waren und sind in 
den Kommunen häufig maßgeb-
lich für den Erhalt der Schule. 
Die Lehrer/innen und die Schul-
leitungen müssen sich an der Ab-
wicklung der Schule beteiligen. 
Dass die Motivation bei vielen 
Kolleg/innen, die ihre Schule ver-
lieren oder wechseln müssen, mit 
abgewickelt wird, ist verständlich. 
So kann keine nachhaltige Quali-
tätsverbesserung der Schule ge-
lingen. 

Thema Hauptschule - Information zur Personalratswahl 2010
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GEW: Eine starke Gewerkschaft!
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Evaluation und Ziel
vereinbarungen – 
ein Erfolgsmodell?

Kollegien betreiben einen enor-
men Zusatzaufwand mit den Eva-
luationsbemühungen, die oft mit 
der Alltagsarbeit nichts zu tun 
haben. Die GEW will eine Schul-
entwicklung, die alle zu Teilhaber/
innen macht:

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
alle Kolleg/innen einer Schule 
ihre schulischen Entwicklungs-
vorhaben in die Hand nehmen. 
Die GLK bestimmt über die In-
halte der Vorhaben. Diese müs-
sen von Nutzen für die Alltags-
arbeit sein.  

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
jede Schule durch personelle, 
materielle und finanzielle Res-
sourcen unterstützt wird mit 
Anrechnungsstunden, Prozess-
begleitung und Fortbildung für 
das Kollegium, die Steuerungs-
gruppen und die Schulleitung.

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Fremdevaluation aus unab-
hängiger Außensicht Anstöße 
gibt und die Berichte Eigentum 
der Schule bleiben. 

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
Qualitätsmängel durch Rah-
menbedingungen wie z.B. das 
gegliederte Schulsystem nicht 
den Schulen angelastet werden, 
sondern zu Veränderungen des 
Schulsystems führen. 

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
Zielvereinbarungen mit der 
Schulverwaltung die Schulen 
unterstützen statt zu kontrol-
lieren.

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Arbeitsbelastung der Leh-
rer/innen gewürdigt wird, nicht 
zuletzt durch Veränderungen 
der Rahmenbedingungen. 

Ganztagsschulen? Aber richtig!
Die GEW unterstützt grundsätz-
lich die Umwandlung aller Schu-
len in Ganztagsschulen. Bei einem 
solch epochalen Reformprozess 
sind zweifellos Zwischenschrit-
te erforderlich. Vielfach sind in-
des keine Zwischenschritte zu 
beobachten, sondern Irrwege, 
Fehlinvestitionen und unnötige 
Belastungen. Und diese Schul-
form muss man – international 
betrachtet – nicht erst erfinden! 
Es fehlt ein Rahmenplan, der auf 
perspektivisch Unstrittiges zu 
antworten vermag: 
-	� Wie dürfen wir uns die verbind-

liche Ganztagsschule als Lern- 
und Lebensraum vorstellen? 

-	� Wie muss eine tragfähige 
Schullandschaft dafür unter 
pädagogischen, kommunalen 
und regionalen Gesichtspunk-
ten aussehen? 

-	� Wer soll unter welchen Bedin-
gungen an einer Ganztagsschu-
le arbeiten? 

Die GEW wird vor allem darauf 
achten, dass der Entwicklungs-
prozess nicht in Mensabauten 
steckenbleibt und der bisherige 
Schulalltag nicht lediglich durch 
einige Zusatzangebote ehrenamt-
licher Mitarbeiter ergänzt wird. 
Die GEW wird sich dafür einset-
zen, dass Lehrerinnen und Leh-
rer – auch als Teilzeitlehrkräfte 
– unter akzeptablen Arbeitszeit- 
und Arbeitsplatzbedingungen 
die Ganztagsschule durchaus als 
entlastend erfahren können. Und 
sie wird sich dafür einsetzen, dass 
alle pädagogischen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in gleichwer-
tiger und anerkannter Weise an 
einer solchen Schule mitwirken 
können.  

Aufbruch statt Abriss – regionale SchulentwicklungDie Maßnahmen der Qualitätsoffensive Bildung 

auf die Verhandlungen ein. Zum 
Vertragsabschluss kam es nicht, 
weil das Land „nur“ 1.600 Stellen 
schaffte und nicht zum Verzicht 
auf die Deputatserhöhung an den 
Gymnasien und den beruflichen 
Schulen bereit war. 1.600 Stellen 
waren und sind ein großer Erfolg 
für die GEW. 
Noch wichtiger: Für alle GHRS-
Schulen hat die GEW Deputats
erhöhungen verhindert. Allen 
wurde individuell die Festschrei-
bung ihres Deputats für 15 Jahre 
schriftlich zugesagt. Lehrerver-
bände des Beamtenbundes mach-
ten in der Öffentlichkeit massiv 
Stimmung gegen die Verhandlun-
gen. Die Gymnasien und berufli-
chen Schulen mussten in der Fol-
gezeit zwei Deputatserhöhungen 
hinnehmen, die über Jahre hin-
weg Hunderte von Einstellungen 
verhinderten. 

Im Januar 2010 hat die GEW 
Baden-Württemberg das „Gut-
achten zur Schulentwicklung“ 
veröffentlicht. Die Konstan-
zer Wissenschaftler Tino Bar-
gel, Holger Bargel und Richard 
Fauser errechnen darin auf Basis 
vorliegender Daten des Statisti-
schen Landesamtes, wie sich die 
Schulstandorte kurzfristig (bis 
2014) und langfristig (bis 2025) 
entwickeln werden. Dabei wur-
den unterschiedliche Szenarien 
durchgespielt, die sich nach Über-
gangsquoten und Schulmodellen 
unterscheiden. 

Unabhängig vom Szenario lautet 
die Kernaussage des Gutachtens: 
Haupt- und Werkrealschulen 
werden in großer Zahl nicht über-
lebensfähig sein, Realschulen und 
Gymnasien, beide heute schon an 
oder über der Kapazitätsgrenze, 
werden hingegen einen weiteren 
Zulauf an Schüler/innen zu bewäl-
tigen haben. 

Derzeit gibt es in Baden-Württem
berg 1.176 Hauptschulen, 427 
Realschulen und 377 Gymnasien 
(alle Angaben ohne private Schu-
len), verteilt auf 1.109 Gemein-
den. 40% eines Jahrgangs wech-
seln nach der Grundschule in das 
Gymnasium, 35% in die Real-
schule und nur noch 25% in die 
Hauptschule. Die Wissenschaft-
ler haben berechnet, dass der 
künftige Schülerzahlenrückgang 

in Kombination mit dem Schul-
wahlverhalten zu einem desolaten 
Ungleichgewicht der Schularten 
führen wird:  
-	� Bei einer Fortschreibung des 

gegliederten Schulsystems wer-
den bis 2015 insgesamt 662 
Hauptschulen keine Klasse 
mehr bilden können, das sind 
60% der bestehenden Haupt-
schulen.

-	� Weitere 403 Hauptschulen wer-
den nur einzügig geführt wer-
den können und erfüllen damit 
nicht das Kriterium, eigenstän-
dige Werkrealschule zu werden. 

-	� Rund 69% aller Gemeinden 
werden nicht genügend Schü-
ler/innen haben, um auch nur 
eine einzügige Hauptschule 
dauerhaft führen zu können. 
Und nur 111 Gemeinden wer-
den die für die Werkrealschule 
dauerhaft erforderliche Zwei-
zügigkeit aufweisen. 

-	� Auf der anderen Seite entsteht 
bei Realschulen und Gymnasi-
en ein enormer Nachholbedarf: 
die Konstanzer Wissenschaft-
ler errechneten 26 zusätzliche 
Bildungsgänge bei Realschulen 
und 100 bei Gymnasien. Deren 
Schülerzahlen werden steigen 
mit den bekannten pädagogi-
schen Folgen.

Wenn die Landesregierung ihre 
Bildungspolitik fortsetzt, wird 
nur noch jede dritte Gemeinde 

eine weiterführende Schule ha-
ben. Dagegen würde sich bei einer 
Integration der Schularten in eine 
Sekundarschule die Anzahl der 
Gemeinden mit weiterführender 
Schule auf 68,4% erhöhen. 

Die Sekundarschule mit gemein-
samem Lernen von Klasse 1 bis 
10 ist nicht nur die pädagogisch 
überlegene Schulform. Sie bie-
tet auch die besten Chancen für 
eine gerechte und wohnortnahe 
Schulversorgung und ein flächen-
deckendes Angebot aller Schul-
abschlüsse. Sie ist außerdem für 
Lehrerinnen und Lehrer an allen 
Schularten eine große Chance, 
bessere Arbeitsbedingungen zu 
erreichen: Hauptschullehrer/in-
nen haben eine Berufsperspektive 
in ihrem bisherigen Arbeits- und 
Wohnumfeld, Realschul -und 
Gymnasiallehrer/innen könnten 
in überschaubaren Schulen unter-
richten. Dass die Sekundarschu-
le deutlich kleinere Klassen und 
eine hochwertige Lehreraus- und 
-fortbildung erfordert, versteht 
sich von selbst. Durch den Rück-
gang der Schülerzahlen werden 
Mittel frei. 

Die Landesregierung sollte sie 
nutzen, eine überfällige Schul-
reform endlich in die Tat umzu-
setzen. 

Das ausführliche Gutachten un-
ter: www.gew-bw.de

Die GEW und die Personalräte 
kritisieren die Umsetzung des 
528 Millionen schweren Pakets 
für bildungspolitische Verbesse-
rungen:
-	� Die neue Werkrealschule ist ein 

Sparprogramm, das – aus der 
Not zurückgehender Schüler-
zahlen geboren – kein innova-
tives Konzept vorweisen kann. 
Das Personal wird verschoben: 
Schulleiter/innen an neue Schu-
len, Hauptschullehrkräfte in 
neue Kollegien, die Schüler/in-
nen sitzen in größeren Klassen 
und haben längere Anfahrts-
wege. Die neuen Wahlpflicht-
bereiche sind nicht ausreichend 
mit Stunden versorgt.

-	� Das Beförderungsamt für Haupt
schullehrkräfte schafft Unruhe 
und Konkurrenz. Es darf nicht 
bei 20 % stehen bleiben. Alle 
Grund- und Hauptschullehrer/
innen nach A 13! 

-	� Die Erhöhung der Leitungszeit 
für Schulleiter/innen geht an 

den Leitungen der kleinen Schu-
len vorbei, neue Spielräume gibt 
es nur an den großen Schulen.

-	� Fachberater/innen im gehobe-
nen Dienst (GHRS) erhalten 
weiter eine Zulage von 38 Euro, 
die Chance, das Fortbildungs-
personal finanziell besserzu-
stellen, wurde vertan. 

-	� Bildungsregionen werden im 
Sparmodell geschaffen. Die 
GEW bezweifelt, dass diese 
Investitionen tatsächlich eine 
konkrete Unterstützung für die 
Schulen werden.

-	� Die Sicherung der Betreuungs-
qualität an Ganztagsschulen 
geht an der Realität vorbei, wenn 
nicht die Zuteilung an Lehrer-
stunden deutlich erhöht wird.

-	� Die Studiendauer muss für alle 
Lehrämter mindestens 8 Semes-
ter umfassen!

�Erfolg der GEW: Klassenteiler 28 
für Grundschulen ab 2010/2011

Erfolgsmodell Vorgriffsstunde: 
15 Jahre keine Deputatserhöhung!
Die Mehrarbeitsstunde, die Leh-
rer/innen an GHRS-Schulen über 
fünf Jahre hinweg leisteten, wird 
seit dem Schuljahr 2008/09 wie 
versprochen zurückgegeben. Das 
ist nur ein Teil dieses großen Er-
folges: 
Die Landesregierung beabsichtig-
te 1996, die Deputate an Gymna-
sien und beruflichen Schulen um 
eine Stunde auf 24 erhöhen. Um 
das zu verhindern, bot die GEW 
der Landesregierung einen soge-
nannten Beschäftigungsvertrag an. 
Ziel und Forderung der GEW-
Verhandlungskommission war es, 
Deputatserhöhungen zu vermei-
den und 3.000 Stellen zur Bewäl-
tigung des steigenden Lehrerbe-
darfs zu schaffen. Im Gegenzug 
bot die GEW an, dass die Lehrer/
innen für einen befristeten Zeit-
raum ebenfalls einen Beitrag leis-
ten. Die Landesregierung ließ sich 

Alle Stellen

erhalten!
Dafür steht die GEW!

Qualität hat ihren Preis! Gesundheit hat Vorrang!

Burnout ist teuer!

Schulsozialarbeit

ausbauen!
Dafür steht die GEW!


